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■ H

WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Methodologische und systemtheoretische 
Grundsätze der Wettbewerbspolitik
Dieter Schmidtchen, Köln

Von professionellen Wissenschaftstheoretikern hört man meist wenig Schmeichelhaftes über den me
thodologischen Stand der Sozialwissenschaften im allgemeinen und den der Ökonomie im besonde
ren. Folgt man Imre Lakatos, dann sind die Sozialwissenschaften im Vergleich zu den Naturwissen
schaften „unterentwickelt“, und nach Ansicht Poppers haben sie „ihren Galilei noch immer nicht ge
funden“. Besonders groß ist der methodologische Rückstand im Bereich der Wettbewerbstheorie und 
der wissenschaftlichen Wettbewerbspolitik. Prof. Dieter Schmidtchen deckt die Ursachen auf und ent
wickelt methodologische und systemtheoretische Grundlagen für eine Neuorientierung.

Unbeeindruckt von den Erkenntnissen der neue
ren Wissenscliafts- und Systemtfieorie werden 

in der Wettbewerbstheorie und der wissenschaft
lichen W ettbewerbspolitik Positionen vertreten, 
die dem Fortschritt des Wissens über die struktu
rellen Eigenschaften eines Marktsystems nur im 
Wege stehen können. Dem Wissenschaftsfort
schritt feindliche methodologische Positionen sind 
auch dafür verantwortlich, daß die Ökonomie 
dem praktischen W irtschaftspolitiker, der bei ihr 
um Rat nachsucht, entweder falsches oder ange
maßtes Wissen zur Verfügung stellt, mit der Folge, 
daß jener — auf die vermeintlich wissenschaftliche 
Erkenntnis vertrauend -  mit seiner W irtschafts
politik in die Irre läuft. Natürlich können w irt
schaftspolitische Mißerfolge weder ihm noch den 
Bürgern auf die Dauer gut bekommen.

Ursachen der mißlichen Lage

Die Ursachen für diese mißliche Lage liegen vor 
allem in viererlei ’ );

□  Erstens haben sich weder die Wettbewerbs
theorie noch die wissenschaftliche Wettbewerbs
politik ausreichend vom essentialistischen Denk
stil freimachen können.

1) Vgl. dazu auch die Schrift des Verfassers: Wettbewerbspolitil< 
als Aufgabe: Methodologische und systemtheoretische Grundlagen 
für eine Neuorientierung, Baden-Baden 1978.

Prof. Dr. D ieter Schmidtchen, 38, is t wissen
schaftlicher Rat und Professor am Institut für 
W irtschaftspolitik der Universität Köln.

□  Zweitens hängen beide Disziplinen weiterhin 
gewissen ökonomistischen Lehren an. Dies zeigt 
sich in besonderem Maße im Konzept von der 
Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs.

□  Drittens wird vielfach der aussagenlogische 
Charakter zentraler Sätze von wettbewerbspoliti
schen Konzeptionen verkannt. Auf den ersten 
Blick sich ais Gesetzesaussagen präsentierende 
Formulierungen sind in W irklichkeit tautologisch 
entleert und damit ohne empirischen Gehalt. Auch 
hier ist w ieder auf das Konzept von der Funk
tionsfähigkeit des Wettbewerbs zu verweisen.

□  Viertens schließlich werden weithin die Er
kenntnisgrenzen negiert, die sich aus der Tat
sache ergeben, daß mit dem Markt ein Phänomen 
höchster Komplexität vorliegt. Man setzt offen
sichtlich stillschweigend voraus, daß diese Gren
zen zu vernachlässigen seien, mit der Folge, daß 
man sich ein Wissen anmaßt, das man nicht be
sitzt und niemals besitzen kann.

Bevor auf diese vier Punkte näher eingegangen 
wird, seien die methodologischen Prinzipien skiz
ziert, die der Analyse und K ritik zugrunde gelegt 
werden.

Zählt man die Nationalökonomie zu den Erfah
rungswissenschaften, dann hat sie vor allem zwei 
Erkenntnisziele: ein theoretisches und ein prak
tisches. Das theoretische Erkenntnisziel richtet 
sich darauf, Erklärungen für alle die ökonomi
schen Sachverhalte zu finden, die als erklärens- 
wert angesehen werden. Bei dem praktischen Er
kenntnisziel geht es darum, die Mittel herauszu
finden, die man wirtschaftspolitisch einsetzen
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kann, wenn man bestimmte ökonomisclie W irkun
gen liervorrufen w ill. Da diese „Empfehlungen“ 
letztlich auf Prognosen -  nämlich W irkungspro
gnosen -  beruhen, kann man die Arbeit des er
fahrungswissenschaftlich orientierten Nationalöko
nomen auch dadurch kennzeichnen, daß er danach 
strebt, Erklärungen und Prognosen zu liefern.

Erklärt ist ein Sachverhalt dann, wenn der ihn be
schreibende Satz (Explanandum) aus zumindest 
einer nomologischen Hypothese und Sätzen über 
Antecedensbedingungen (beide Arten von Sätzen 
bilden das Explanans) logisch deduziert werden 
kann (deduktiv-nomologische Erklärung).

Das gleiche Vorgehen wird auch bei der Prognose 
praktiziert (These von der strukturellen Identität 
von Erklärung und Prognose). Die Erklärung un
terscheidet sich von der Prognose jedoch dadurch, 
daß bei ihr das durch den Explanandum-Satz be
schriebene Ereignis bereits eingetreten ist, wäh
rend es bei der Prognose in der Zukunft liegt.

Wegen der Bedeutung dieser Zusammenhänge 
sei ein kleines Beispiel angeführt. Das Auftreten 
eines realen ökonomischen Sachverhalts „E “ sei 
zu erklären. Angenommen, man kenne eine nomo
logische Hypothese etwa der Art: „Wenn die Be
dingungen ,a’, ,b’, ,c’ vorliegen, dann tr itt ,E’ auf“ ; 
außerdem treffe es zu, daß die Antecedensbedin
gungen „a “ , „b “ , „ c “ in der Realität gleichzeitig 
realisiert sind oder früher realisiert waren. Mit 
diesem Wissen läßt sich das Auftreten von „E “ 
deduktiv-nomologisch erklären, denn der den 
Sachverhalt „E “ beschreibende Satz kann aus der 
nomologischen Hypothese in Verbindung mit den 
Antecedensbedingungen logisch deduziert wer
den. Analoges g ilt für die Prognose: Kennt man 
die nomologische Hypothese und weiß man fer
ner, daß die Bedingungen „a “ , „b “ , „ c “ in der 
Realität vorliegen, dann läßt sich das zukünftige 
Auftreten von „E “ — im Wege einer logischen De
duktion -  Voraussagen.

Mit Hilfe einer solchen Voraussage kann man zu
gleich die Qualität des Wissens über die nomi
schen Strukturen der Realität testen. T rifft nämlich 
die Voraussage zu, dann kann die nomologische 
Hypothese als bewährt gelten, erweist sie sich 
dagegen als falsch, obgleich die Antecedensbe
dingungen realisiert waren, dann ist auch die no
mologische Hypothese falsch (modus tollens). 
(Auf das Problem der „W ahrheit“ von „Basisaus
sagen“ oder „Prüfaussagen“ kann an dieser 
Stelle nicht eingegangen werden.)

Aus der Notwendigkeit, bei Erklärungen und Pro
gnosen auf nomologische Hypothesen zurückgrei
fen zu müssen, folgt, daß es das Hauptanliegen 
der Nationalökonomie als Erfahrungswissenschaft 
sein sollte -  auch und gerade, wenn sie der prak
tischen W irtschaftspolitik beratend zur Seite ste

hen w ill —, sich ein möglichst umfassendes, tiefes 
und bewährtes Wissen über die nomischen Struk
turen der Realität zu beschaffen. Dabei ist beson
ders darauf zu achten, daß als nomologische Hy
pothesen nur solche Aussagen gelten können, die 
empirisch gehaltvoll sind. Das bedeutet: Die Hy
pothesen müssen so form uliert sein, daß sie im 
direkten oder indirekten Test an der Realität 
scheitern können. Dies ist nur möglich, wenn sie 
das Auftreten bestimmter Ereignisse verbieten. 
Analytische Aussagen tun dies nicht, sie sind also 
ohne empirischen Gehalt und zählen demgemäß 
nicht zu der Klasse der nomologischen Hypothe
sen. Als Beispiel für eine analytische Aussage sei 
der Satz „Wenn der Hahn kräht auf dem Mist, 
dann ändert sich das Wetter oder es bleibt, wie 
es is t“ angeführt.

Der methodologische Essentialismus

Überprüft man einmal das in vielen wettbewerbs
theoretischen und -politischen Arbeiten zum Aus
druck kommende Wissenschaftsverständnis, dann 
wird deutlich, daß es in diesen Arbeiten weniger 
um die Formulierung und Überprüfung nomolo
gischer Hypothesen geht, als vielmehr darum her
auszufinden, was eigentlich Wettbewerb ist, was 
ihn im Wesen ausmacht. Solche „W as-ist?“ -Fra- 
gen sind typisch für ein Vorgehen, das sich am 
methodologischen Essentialismus ausrichtet. Die
ser sieht das Hauptanliegen der Wissenschaft dar
in, die wahre Natur, die Essenz, der Dinge -  etwa 
des Wettbewerbs -  zu entdecken und in Form 
einer Definition zu beschreiben.

Ein solches Vorgehen verfehlt jedoch -  wie noch 
zu zeigen sein wird -  die erfahrungswissenschaft
lichen Erkenntnisziele. Und eine Wettbewerbsdis
ziplin, die sich am methodologischen Essentialis
mus orientiert, ist demgemäß nicht nur nicht in der 
Lage, Erklärungen vorzunehmen und Prognosen 
abzugeben, sie verbaut sich darüber hinaus auch 
die Möglichkeit, die praktische W ettbewerbspolitik 
erfolgreich zu beraten.

Letzteres zu erkennen ist besonders wichtig, denn 
von seiten des praktischen W ettbewerbspolitikers 
werden häufig Beratungswünsche geäußert, denen 
die Wissenschaft nur nachkommen kann, wenn sie 
die methodologische Weiche in Richtung „Essen
tia lism us“ stellt. Eben dies scheint in der Bundes
republik der Fall gewesen zu sein. Um dies zu er
kennen, empfiehlt es sich, einmal in der Begrün
dung nachzuschauen, die der Ausschuß für W irt
schaftspolitik des Deutschen Bundestages seiner
zeit dem Entwurf des Gesetzes gegen Wettbe
werbsbeschränkungen (GWB) beigefügt hat.

Bekanntlich w ill das GWB ja den Wettbewerb vor 
Verzerrungen und Beschränkungen schützen. 
Merkwürdigerweise wird dieser zu schützende
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Wettbewerb im Gesetz nicht definiert. Der Aus
schuß für WirtschaftspoIitil< begründet das damit, 
daß „eine Legaldefinition des Begriffs .Wettbe
werb’ als des Schutzobjektes des vorliegenden 
Gesetzentwurfes nicht möglich (wäre), daher in 
dem vorliegenden Entwurf auch nicht versucht“ 
worden sei. Nach Ansicht des Ausschusses stehe 
der Anwendbarkeit und Durchsetzbarkeit des Ge
setzes gleichwohl nichts entgegen, denn es han
dele sich hier um einen Anwendungsfall von Be
griffen, „d ie  ihren Inhalt aus einer der juristischen 
Auffassung vorgegebenen D iszip lin“ empfingen. 
IVlit „vorgegebener D iszip lin“ war offensichtlich 
die Nationalökonomie gem eint

Methodologisch entscheidend ist nun, daß hinter 
diesem „Auftrag“ nicht etwa der Wunsch nach 
wissenschaftlicher Erklärung oder Voraussage 
eines ökonomischen Ereignisses stand, sondern 
die Erwartung, daß die vorgegebene Disziplin eine 
Definition des Wettbewerbs liefern könne, der 
dann die Norm der W ettbewerbspolitik zu sein 
hätte. Nun herrscht in der Wettbewerbstheorie 
und der wissenschaftlichen W ettbewerbspoiitik 
kein Mangel an Wettbewerbsbegriffen. Man kennt 
den vollkommenen Wettbewerb, den vollständigen 
Wettbewerb, den unvollständigen Wettbewerb, 
den dynamischen Wettbewerb, den statischen 
Wettbewerb, den funktionsfähigen Wettbewerb, 
den wirksamen Wettbewerb usw. Welcher Wett
bewerb soll nun aber als Norm in der praktischen 
Wettbewerbspolitik gelten?

Nicht wahrheitsfähige Definitionen

Die naheliegende Antwort: Es ist derjenige Be
griff zu wählen, der den „w irk lichen“ Wettbewerb 
beschreibt, der das Wesen, die wahre Natur, des 
Wettbewerbs enthält und nicht nur lediglich akzi
dentelle Eigenschaften. W ill die Wettbewerbswis
senschaft in bezug auf dieses Problem der prak
tischen W ettbewerbspolitik beratend zur Seite 
stehen, dann ist sie gezwungen, „W as-ist?“ -Fra- 
gen — hier: Was ist das Wesen des Wettbewerbs? 
-  zu stellen, wom it sie sich aber zugleich auf die 
Ebene des methodologischen Essentialismus be
gibt. Solche „W as-ist?“ -Fragen sind jedoch aus 
dem Fragenkatalog von Erfahrungswissenschaften 
verbannt. Der Grund hierfür liegt darin, daß sie zu 
keinen Antworten führen können, die uns Wis

senswertes über die ökonomische Realität lehren. 
Wir können nämlich nur etwas über die Beschaf
fenheit der Realität erfahren, wenn w ir Fragen 
stellen, die zu Aussagen führen, die wahrheits
fähig sind. Eine Aussage ist wahrheitsfähig, wenn 
sie -  isoliert oder im Verbund mit anderen Aus
sagen -  empirisch daraufhin überprüft werden 
kann, ob sie zutrifft oder nicht. Das ist z. B. bei 
nomologischen Hypothesen der Fall, nicht aber 
bei essentialistischen Definitionen.

Wie sollte z. B. die essentialistische Definition 
„Der Wettbewerb ist seinem Wesen nach etwas 
Evolutorisches“ empirisch überprüft werden? 
Diese Aussage ist weder verifizierbar noch fa ls ifi
zierbar, denn w ir besitzen kein empirisches Krite
rium, mit dessen Hilfe das „Wesen“ des Wettbe
werbs von anderen Eigenschaften getrennt wer
den könnte. Es existiert auch keine Theorie dar
über, wie und worin sich das „Wesen“ des Wett
bewerbs in der Realität offenbart. Aussagen über 
das Wesen des Wettbewerbs enthalten demgemäß 
nichts anderes als subjektive Setzungen, die einer 
objektiven Prüfung auf ihren Wahrheitsgehalt 
nicht zugänglich sind. Dies hat auch zur Folge, 
daß man objektiv nicht entscheiden kann, welche 
von mehreren Wesensdefinitionen nun die 
„wahre“ Wettbewerbsdefinition isL

Die Eigenschaft von essentialistischen Definitio
nen, nicht wahrheitsfähig zu sein, zeigt sich auch 
darin, daß die Existenz nicht evolutorischer Markt
prozesse in der Realität die Definition niemals 
falsifizieren kann. In einem solchen Fall liegt ein
fach kein Wettbewerb vor, was aber die „G ültig 
ke it“ der Definition in keiner Weise berührt.

Zwei Sacl<gassen

In der Wissenschaftspraxis wurde das Problem 
der „W ahrheit“ von Wesensdefinitionen häufig da
durch zu lösen versucht, daß man die Intuition 
oder die Evidenz bemühte. Beide Lösungswege 
erweisen sich jedoch als Sackgassen.

Der Rückzug auf die Intuition desjenigen, der das 
Wesen erkennt, ist erfahrungswissenschaftlich un
befriedigend, weil es kein Kriterium gibt, mit des
sen Hilfe w ir uns versichern können, daß der Er
kennende die richtige Intuition hatte. Außerdem:

im^ußenhandel ^ ^P a rtn e r iu rS te  in allen Fragen der Geldanlage

(^VEREINS- UND WESTBANK
-JL2| Mehr als 270 Niederlassungen in Hamburg, Schleswig-Holstein und Niedersachsen.
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Wie wäre zu entscheiden, wenn die Intuition ver
schiedene Personen zu unterschiedlichen Defini
tionen veranlassen sollte? Analoge Überlegungen 
wären fü r das Kriterium der Evidenz anzustellen.

Aus diesen Überlegungen fo lgt: Antworten auf die 
Fragen „Was ist der wahre W ettbewerb?“ oder 
„Was ist das Wesen des Wettbewerbs?“ oder 
„Was ist Wettbewerb?“ sind objektiv nicht auf 
ihren Wahrheitsgehalt überprüfbar. Solche Aus
sagen sind nicht wahrheitsfähig. Man hat kein 
Kriterium, mit dessen Hilfe man herausfinden 
kann, ob man die wahre Natur des Wettbewerbs 
erfaßt hat oder lediglich akzidentellen Eigenschaf
ten aufgesessen ist. Vor allem enthalten diese 
Aussagen keine Behauptungen über nomische 
Strukturen der Realität. Man kann mit ihnen also 
weder etwas erklären noch etwas Voraussagen. 
Die allgemeine Empfehlung kann demgemäß nur 
lauten, daß die Ökonomie auf solche „W as-ist?“ - 
Fragen und auf essentialistische Definitionen ver
zichten sollte. Da erkenntnistheoretisch der Preis 
dieses Verzichts gleich Null ist, sollte ihm eigent
lich nichts im Wege stehen.

Die Empfehlung, auf essentialistische Definitionen 
zu verzichten, bedeutet nicht, daß die Ökonomie 
überhaupt auf Begriffe und Definitionen verzich
ten sollte. Erfahrungswissenschaftlich legitim ist 
eine Position, die man mit dem Begriff „methodo
logischer Nominalismus“ umschreiben kann. Hier 
w ird lediglich gefragt: Wie sollen w ir ein Ding 
nennen? Die Definition besteht also im Zuordnen 
eines Definiens, einer abkürzenden Formel — 
etwa; Wettbewerb -  zu einem bereits bestimmten 
Definiendum. Natürlich ist eine solche Nominal
definition ebenfalls nicht wahrheitsfähig.

Der Ökonomismus

Mit Ökonomismus wird ein Denken bezeichnet, 
das den Bereich, über den die Ökonomie als Wis
senschaft legitimerweise Aussagen treffen kann, 
extrem erweitert. Dem Ökonomismus liegt also 
eine Kompetenzanmaßung zugrunde. Diese zeigt 
sich in der Idee, vom „ökonomischen Standpunkt“ 
aus Bewertungen der praktischen W irtschaftspoli
tik  vornehmen und die „ökonomisch rationale“ 
W irtschaftspolitik „theoretisch“ entwerfen zu kön
nen. Die ökonomistisch infizierten Aussagen ent
halten im allgemeinen Formeln wie: „ökonomisch 
empfehlenswert“ , „ökonomisch abzulehnen“ , 
„vom ökonomischen Standpunkt aus unzutref
fend, unzureichend oder erwünscht“ , vom Stand
punkt „ökonomischer Rationalität“ oder „gesamt
wirtschaftlicher Rationalität“ .

H inter all diesen Formulierungen steckt die Vor
stellung, es gäbe einen spezifisch ökonomischen 
Standpunkt, der als Grundlage für spezifisch öko
nomische Beurteilungen, Empfehlungen und Wer

tungen dienen könne und mit dessen Hilfe die 
Ziele und Mittel einer „ökonomisch rationalen“ 
W irtschaftspolitik zu bestimmen seien.

Diese ökonomistischen Ideen, die aus der Wohl
fahrtsökonomie bestens bekannt sind, bilden 
auch die Grundlage für die Theorie von der Funk
tionsfähigkeit des Wettbewerbs, was sich beson
ders bei ihrem prominentesten deutschen Vertre
ter, Erhard Kantzenbach, zeigen läßt. Unter An
wendung „re in ökonomischer Kriterien“ -  und 
diese fußen letztlich auf dem Kriterium „w irt
schaftliche Rationalität“ — versucht dieser näm
lich, theoretisch ein „ökonomisches Optimum“ zu 
bestimmen. Dieses „ökonomische Optimum“ ist 
durch eine „optimale W ettbewerbsform“ gekenn
zeichnet. Nach Ansicht Kantzenbachs hat „ lo g i
scherweise“ diese „optimale Wettbewerbsform 
das Leitbild einer rationalen W ettbewerbspolitik 
zu b ilden“ ^).

Der Versuch, unter Anwendung „re in ökonomi
scher“ Kriterien ein Leitbild für die praktische 
W ettbewerbspolitik zu entwerfen, ist jedoch im 
Ansatz verfehlt. Versteht sich die Wettbewerbs
theorie bzw. die wissenschaftliche Wettbewerbs
politik  nämlich als Erfahrungswissenschaft, dann 
ist sie nicht in der Lage, ein Leitbild fü r die prak
tische W ettbewerbspolitik zu entwickeln und es 
dieser als nach dem Kriterium „re in ökonomischer 
Rationalität“ ausgewählt zu empfehlen.

Verfehlter Ansatz

Zur Begründung sei auf folgendes hingewiesen:

□  Die Ökonomie als Erfahrungswissenschaft ist 
nicht in der Lage anzugeben, was „der Wettbe
w erb“ eigentlich ist. Es existiert kein „re in ökono
misches K riterium “ , anhand dessen mit dem An
spruch auf Wahrheit entschieden werden könnte, 
wie der w irkliche — der das Wesen verkörpernde 
-  Wettbewerb aussieht. Auch „re in ökonomisch“ 
läßt sich das oben aufgeworfene Essentialismus
problem nicht lösen. Demgemäß ist „re in  ökono
misch“ auch nicht zu bestimmen, w ie die „op ti
male“ Wettbewerbsform aussieht. Die sogenann
ten „rein ökonomischen Kriterien“ sind nur 
scheinbar Erkenntnisse einer erfahrungswissen
schaftlich orientierten Ökonomie. In W irklichkeit 
resultieren sie aus subjektiven Entscheidungen, 
also aus Werturteilen, die zu treffen die Ökonomie 
nicht legitim iert ist.

□  Die Bestimmung einer optimalen Wettbewerbs- 
form — nämlich die, die sich im weiten Oligopol 
m it mäßiger Produktheterogenität e instellt -  
stützt sich auf eine bestimmte Gewichtung der 
Wettbewerbsfunktionen. Bei einer anderen Ge
wichtung erwiese sich eine andere Wettbewerbs-

2) Vgl. E. K a n t z e n b a c h :  Die Funktionsfähigl<eit des Wett
bewerbs, 1. Aufl., Göttingen 1966, S. 15.
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form als die optimaie. Anfiand „re in  ökonomisclier 
Kriterien“ ist es jedocii n iclit möglich, den Wett
bewerbsfunktionen bestimmte Gewichte zuzuord
nen und gleichsam eine gesamtwirtschaftliche 
Zielfunktion aufzustellen. Die Gewichtung der 
Wettbewerbsfunktionen ( =  Bestimmung der 
Grenzraten der Substitution) kann nur anhand von 
Werturteilen erfolgen und niemals anhand „rein 
ökonomischer K rite rien“ . Argumentiert man 
gleichwohl auf der Basis „rein ökonomischer Kri
terien“ , dann müssen diese selbst Werturteile dar
stellen oder aus solchen abgeleitet worden sein.

Aus den vorstehenden Überlegungen ergibt sich 
folgende Empfehlung: Eine sich als Erfahrungs
wissenschaft verstehende Wettbewerbsdisziplin 
sollte auf eine Kompetenzanmaßung verzichten 
und ökonomistlsche Positionen vermeiden. „Rein 
ökonomisch“ begründete Leitb ilder der Wettbe
werbspolitik zu entwerfen, ist erfahrungswissen
schaftlich verfehlt. Nicht verfehlt, sondern Aus
druck erfahrungswissenschaftlichen Vorgehens ist 
es, empirisch gehaltvolle Theorien zu formulieren 
und zu überprüfen, auf deren Basis die prak
tische W ettbewerbspolitik entscheiden kann, was 
sie tun sollte, wenn sie bestimmte Ziele oder Leit
bilder realisieren w ill. Die Leitbilder selbst hat je 
doch der Politiker zu formulieren, der erfahrungs
wissenschaftlich orientierte Ökonom kann „led ig 
lich“ sagen, was zu ihrer Verwirklichung getan 
werden kann und was nicht.

Das Problem der analytischen Aussagen

Analytische Aussagen sind Aussagen, die aus 
logischen Gründen immer wahr sind. Sie besitzen 
keinen empirischen Gehalt, und man kann dem
gemäß auf ihrer Grundlage weder Erklärungen 
noch Prognosen vornehmen. Analytische Aussa
gen weisen manchmal eine Form auf, die einen 
empirischen Gehalt vortäuschen kann. Dies sei 
am Beispiel der Aussagen über die Funktionen 
des Wettbewerbs verdeutlicht, die im Zentrum der 
Theorie des funktionsfähigen Wettbewerbs stehen.

Diese Funktionsaussagen lauten bekanntlich: Der 
Wettbewerb steuert die funktionelle Einkommens
verteilung nach der Marktleistung: der Wettbe
werb ermöglicht die flexible Anpassung des Ange
bots an Waren an die Käuferpräferenzen; ferner 
lenkt er die Produktionsfaktoren in die produktiv
sten Einsatzmöglichkeiten; letztendlich beschleu
nigt er auch die Durchsetzung des technischen 
Fortschritts.

Welche aussagenlogische Qualität weisen diese 
Aussagen auf? Im Prinzip könnten sie normativ 
oder positiv (erfahrungswissenschaftlich) gemeint 
sein.

Interpretiert man die Aussagen normativ, also in 
dem Sinne, daß sie die Aufgaben beschreiben, die

der Wettbewerb erfüllen soll, dann wird man der 
Ökonomie die Kompetenz bestreiten müssen, 
solche Funktionsaussagen zu formulieren. Ganz 
sicher w ird man die Funktionenvorgaben nicht 
„re in ökonomisch“ begründen können.

Sieht man hingegen in den Funktionsaussagen 
positive Aussagen, also Aussagen, die etwas über 
strukturelle Eigenschaften der Realität behaupten, 
dann erhebt sich die Frage, was das denn für ein 
Wettbewerb ist, der die behaupteten Wirkungen 
hervorbringt.

Analysiert man die Theorie von der Funktions
fähigkeit des Wettbewerbs näher, dann drängt 
sich der Eindruck auf, daß der Wettbewerb, der in 
den Funktionsaussagen erwähnt wird und der die 
Funktionen erfüllt, nicht irgendein Wettbewerb ist, 
sondern derjenige optimaler Intensität. Dieser 
Wettbewerb optimaler Intensität, der die optimale 
Wettbewerbsform abgibt, ist jedoch -  wie ein 
Blick auf diese Theorie lehrt -  erst mit Hilfe die
ser Funktionen — genauer: der Funktionserfüllung 
-  definiert worden. Daraus fo lgt: Wenn der Wett
bewerbsbegriff in den Funktionsaussagen so defi
niert ist, daß er den Wettbewerb meint, der eben 
diese Funktionen erfüllt, dann werden die Funk
tionsaussagen zu analytischen Aussagen. Ein 
Satz, in dem der W ettbewerbsbegriff derart defi
niert ist, kann natürlich niemals falsch sein. Aber 
er ist deshalb auch ohne empirischen Gehalt, und 
er kann weder bei der Erklärung noch bei der 
Prognose noch bei der wirtschaftspolitischen Ge
staltung nutzbringend verwendet werden. Bei 
einem auf solchen Funktionsaussagen basieren
den Wettbewerbskonzept muß bezweifelt werden, 
ob es tatsächlich „realistisch“ , „praktikabe l“ und 
„zweckrational“ ist.

Die obigen Aussagen dürfen nicht dahingehend 
mißverstanden werden, als ob damit die Möglich
keit geleugnet würde, überhaupt theoretische Aus
sagen über die Beziehungen zwischen „dem Wett
bewerb“ einerseits und über Wettbewerbsfunktio
nen andererseits formulieren zu können. Das ist 
durchaus möglich. Nur muß „der Wettbewerb“ be
grifflich unabhängig von seinen Funktionen ope
rational definiert werden. In diesem Falle läßt sich 
dann fragen, welche Funktionen ein Etwas, das 
als Wettbewerb nominalistisch definiert wurde, in 
der Realität erfüllt. Solche Aussagen über die tat
sächliche Furnktionserfüllung enthielten dann Er
kenntnisse erfahrungswissenschaftlicher Art.

Grenzen der Erkenntnis und Gestaltbarkeit

Die praktische W ettbewerbspolitik steht nicht nur 
vor der Frage, was sie tun w ill, sondern auch vor 
der, was sie tun kann. Die wirtschaftspolitische 
Gestaltungsmacht ist nicht unbegrenzt. Was w irt
schaftspolitisch getan werden kann, hängt zu
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nächst davon ab, welche Gestaltungsmöglichkel
ten der Gegenstand der W ettbewerbspolitik — 
nämlich das Marktsystem — aufgrund seiner struk
turellen -  gesetzmäßigen -  Eigenschaften besitzt. 
Die nomischen Strukturen der Realität begrenzen 
die Gestaltungsmöglichkeiten und eröffnen sie zu
gleich. Der W irtschaftspolitiker befindet sich also 
in der gleichen Situation wie der Techniker, des
sen Handeln einerseits auf der Kenntnis der Na
turgesetze basiert, andererseits an diesen aber 
auch seine Schranken findet.

Unsere Kenntnis von den Gesetzen des Markt
systems ist einmal hypothetischer Natur und zum 
anderen in hohem Maße unvollständig. Nicht alle 
vorhandenen und uns interessierenden strukturel
len Eigenschaften werden wissenschaftlich er
kennbar sein. Wenn man davon ausgeht, daß eine 
rationale W irtschaftspolitik sich nur auf die w is
senschaftlich erkennbaren strukturellen Eigen
schaften des Marktsystems stützen wird, dann er
weisen sich die Grenzen wissenschaftlicher Er
kenntnis also als eine weitere Schranke, die eine 
rationale W irtschaftspolitik zu beachten hat.

Diese Tatsache wird in der heutigen hybriden Zeit 
meistens übersehen. Die W irtschaftspolitik allge
mein und die W ettbewerbspolitik im besonderen 
laufen dann Gefahr, sich auf angemaßtes Wissen 
zu stützen. Die Folge davon ist, daß die Wahr
scheinlichkeit eines Scheiterns der Politik den 
Wert von eins annimmt. Das eigentlich Problema
tische eines solchen Scheiterns einer überzogenen 
und utopischen W ettbewerbspolitik besteht weni
ger darin, daß einzelne wirtschaftspolitische Ziele 
nicht erreicht werden, sondern darin, daß die 
„Schuld“ am Scheitern dem marktwirtschaftlichen 
System als solchem zugerechnet wird. Auf die 
Dauer muß damit das verschwinden, was David 
Easton als „covered support“ bezeichnet hat. Der 
Transformation der spontanen Ordnung des Mark
tes in eine Organisation w ird damit der Weg be
reitet.

Der Koordinationsansatz

Der Koordinationsansatz stützt sich auf den me
thodologischen Individualismus. Der methodolo
gische Individualismus postuliert, „daß es keinen 
anderen Weg zum Verständnis der sozialen Er
scheinungen gibt als über das Verständnis des 
Handelns des einzelnen, das sich nach den Ne
benmenschen richtet und von deren zu erwarten
dem Verhalten bestimmt w ird “ )̂. Das Handeln 
der einzelnen Individuen -  Unternehmen oder 
Haushaltungen — resultiert aus Plänen, und zwar 
aus Plänen, die unabhängig voneinander aufge-

3) F. A. V . H a y e k :  Wahrer und falscher Individualismus, in: 
Individualismus und wirtschaftliche Ordnung, Erlenbach-Zürich 
1952, s. 15.
<) F. A. V . H a y e k : Wirtschaftstheorie und Wissen, in: ebenda, 
s. 55.

stellt werden. Diese Pläne basieren auf subjekti
ven Daten, d. h. auf dem Wissen, das die einzel
nen in bezug auf die ökonomischen Sachverhalte 
haben, die sie für ihre Planrealisierung als rele
vant erachten. Dieses Wissen besteht in hohem 
Maße aus Erwartungen über äußere Umstände. 
W ichtigster äußerer Umstand sind die Handlungen 
anderer Individuen. Jeder einzelne Plan wird also 
Handlungen vorsehen, die auf der Erwartung kor
respondierender Handlungen von seiten anderer 
Individuen beruhen. Und da „e inige der Daten, 
auf die eine Person ihre Pläne gründet, die Erwar
tung sein wird, daß andere Personen in einer be
stimmten Weise handeln werden, ist es für die 
Verträglichkeit der verschiedenen Pläne wesent
lich, daß die Pläne des anderen genau jene Hand
lungen enthalten, die die Daten für den Plan des 
einzelnen b ilden“ '*).

Wegen der Wissensteilung, der Dezentralisation 
des Wissens, das die M itglieder einer Gesellschaft 
insgesamt besitzen, ist es unwahrscheinlich, daß 
die subjektiven Daten der Planung so aussehen, 
daß aus den Plänen Handlungen resultieren, die 
derart ineinandergreifen, daß die Planziele aller 
W irtschaftssubjekte zugleich realisiert werden. 
Bei einigen werden die Pläne gerade in Erfüllung 
gehen; andere werden sogar positive Planüber
raschungen erleben; viele aber werden feststel
len, daß sie sich getäuscht haben, daß sie ihre 
auf falschen Erwartungen gründenden Pläne nicht 
realisieren konnten. Letztere sind gezwungen, 
ihre Pläne zu revidieren und an die neuen Markt
tatsachen, so wie sie ihnen subjektiv erscheinen, 
anzupassen. Das gleiche werden diejenigen tun, 
die positive Planüberraschungen erlebt hatten. 
Als Folge dieser Verhaltensänderungen werden 
sich bei anderen W irtschaftssubjekten subjektive 
Erwartungen als falsch erweisen, wodurch diese 
dann zu Planrevisionen und Verhaltensänderun
gen veranlaßt werden, usw.

Daraus fo lgt; Man muß den Marktprozeß als einen 
Prozeß ansehen, in dem und durch den dezentral 
aufgestellte Pläne koordin iert werden. Dieser Pro
zeß ist zugleich einer, in dem und durch den sich 
die Koordination von verstreutem Wissen voll
zieht. Denn wenn ein Planträger A seinen Plan 
revidiert, dann tut er dies im Lichte seines gegen
wärtigen Wissens, und die Nutzung dieses Wis
sens erfo lgt im Hinblick auf die Handlungen seiner 
ökonomischen Umwelt, in denen sich deren öko
nomisches Wissen manifestiert.

IVIari<tprozeß als Evolutionsprozeß

Die eben dargestellten Gedanken werden neuer
dings als „Koordinationskonzept“ bezeichnet 
(O’Driscoll, Kirzner). A llein mit Hilfe dieses An
satzes ist es möglich, den Wettbewerb als evolu- 
torlschen Prozeß theoretisch zu erfassen und eine
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systemtheoretisch adäquate W ettbewerbspolitik 
zu entwickeln.

Wenn der Marktprozeß — und demgemäß auch 
der wettbewerbliche Marktprozeß -  sich als Evo
lutionsprozeß darsteilt, dann hat die Markttheorie 
notwendigerweise Evolutionstheorie zu sein und 
nicht etwa Gieichgewichtstheorie ^). Im ökonomi
schen Gleichgewicht nämlich ist die Anpassung 
der Pläne und des Wissens bereits beendet, die 
Evolution ist zu Ende, das System ist stationär. 
Ein auf das Gleichgewicht fix ierter theoretischer 
Ansatz kann natürlich niemals erklären, wie es 
zur Evolution kommt, welches die treibenden 
Kräfte sind, wie sich die Evolution vollzieht bzw. 
wie deren Verlaufsmuster aussieht. Das kann nur 
eine Theorie, die den Markt als Evolutionsprozeß 
begreift und ein analytisches Instrumentarium ver
wendet, das in der Lage ist, Evolutionsprozesse 
zu beschreiben und zu erklären. Eben dies ist bei 
dem Koordinationskonzept der Fall. Das Verhalten 
der Unternehmen z. B. w ird im Rahmen des Ko
ordinationsansatzes als Versuch interpretiert, sich 
im Lichte ihres jeweiligen Wissens an neue Um
stände anzupassen, und zwar so anzupassen, daß 
die Realisierung der Unternehmensziele nicht ge
fährdet, sondern gefördert w ird. Das w ird regel
mäßig nur durch Verbesserung der Marktleistun
gen zu erreichen sein.

Aus dem Vorsichtsprinzip heraus werden Unter
nehmen auch nicht erst an Anpassungen denken 
und Anpassungsstrategien entwickeln, wenn die 
Umstände sich bereits geändert haben. Sie wer
den vielmehr in ihren Plänen bereits die Möglich
keit einkalkulieren, daß sich in einem evolutori- 
schen System die Umstände ständig ändern kön
nen. Verschiedenen Umweltsituationen werden sie 
in der Planung verschiedene Strategien entgegen
zusetzen suchen. Daraus folgt, was an sich selbst
verständlich ist, in der gleichgewichtsorientierten 
Markttheorie aber nicht ausreichend erfaßt wird, 
daß die Unternehmen stets mehrere Handlungs
alternativen besitzen werden.

Gesetz der erforderlichen Varietät

Markttheorie hat demgemäß bei der Erklärung 
des Verhaltens von Unternehmen als konstitutiven 
Tatbestand zu beachten, daß die Unternehmen 
eine V ielfalt von Verhaltensmöglichkeiten besit
zen, aus der sie die den jeweiligen äußeren Um
ständen am besten entsprechende auswählen wer
den. Der Vielfalt möglicher Störungen der Plan
erfüllung, die aus der (ökonomischen) Umwelt 
kommen können, werden Unternehmen in ihren 
Plänen eine Vielfalt von Handlungsalternativen

5) Vgl. dazu E. H o p p m a n n :  Das Konzept des wirksamen 
Preiswettbewerbs, Tübingen 1978.
■i) Zu diesen Problemen der Anpassung und der Innovation vgl. 
auch die grundlegende Schrift von J. R ö p k e :  Die Strategie der 
Innovation, Tübingen 1977.

entgegensetzen. Es ist dies Ausdruck einer ratio
nalen Überlebensstrategie, die dem Gesetz der 
erforderlichen Varietät (Ashby) entspricht. Nach 
diesem Gesetz kann ein System sich gegen Um
weltstörungen nur schützen und überleben, wenn 
es die möglichen Störungen kontrollieren kann. 
Es ist dazu immer dann in der Lage, wenn es zu 
jeder störenden Umweltstrategie eine kompensie
rende Gegenstrategie besitzt. Zu beachten ist, daß 
die Planung von überlebenssichernden Handlungs
alternativen nicht nur unter reaktivem Gesichts
punkt, also zum Zweck der Verteidigung, erfolgt. 
Einige Unternehmen denken sicherlich auch dar
an, daß der Angriff — die Innovation — die beste 
Verteidigung da rs te llt‘ ).

Wenn ein Unternehmen die Vie lfalt seiner Ver
haltensmöglichkeiten erhöht, dann bedeutet dies 
vom Standpunkt eines anderen Unternehmens, 
daß die Anzahl möglicher Störungen, die das Aus
maß seiner Planerfüllung tangieren, steigt. Ge
mäß dem Gesetz der erforderlichen Varietät muß 
es seine Verhaltensmöglichkeiten zu vergrößern 
suchen, wodurch jedoch sein Störpotential in der 
Sicht der anderen Marktteilnehmer steigt, was 
diese wiederum veranlassen wird, ihre Vielfalt an 
Verhaltensmöglichkeiten zu steigern, usw. Vielfalt 
erzeugt also Vielfalt. Es liegt ein sich selbst ver
stärkender Prozeß vor, der insbesondere durch 
die Ungewißheit über die Verhaltensmöglichkeiten 
anderer Marktteilnehmer — nicht nur von Mitan
bietern, sondern auch von Nachfragern — in Gang 
gehalten wird.

Die Wahrscheinlichkeit, sich erfolgreich an neue 
Umstände anpassen zu können, steigt mit der 
Zahl der Handlungsmöglichkeiten, die jemand be
sitzt. Die Zahl der Handlungsmöglichkeiten ist 
positiv korreliert mit dem Umfang des Wissens. 
Das bedeutet, daß das Bewußtsein, sich anpassen 
zu müssen, um nicht (negativ) selektiert zu wer
den, die einzelnen dazu bringen wird, Ihre Wis
sensbasis zu vergrößern, d. h. sich neues und 
besseres Wissen zu verschaffen. Im Marktsystem 
ist also ein Zwang installiert, der zur Entdeckung 
neuen Wissens führt, das dann bei seiner prakti
schen Verwertung mit anderem Wissen konfron
tiert und einem Selektionsprozeß unterworfen 
wird. Genau dieser Sachverhalt ist gemeint, wenn 
F. A. V. Hayek vom Wettbewerb als einem Ent
deckungsverfahren spricht.

Die Komplexität

Der Begriff Komplexität meint Vielfalt, hier zu
nächst: Vielfalt der Verhaltensmöglichkeiten von 
Wirtschaftssubjekten. Die Komplexität der W irt
schaftssubjekte hat die Komplexität des Markt
systems zur Folge. Darunter soll die Vielfalt mög
licher Handiungskonstellatlonen verstanden wer
den, die aus dezentral aufgestellten Plänen resul

WIRTSCHAFTSDIENST 1978/IX 473



WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

tieren kann. Der Vielfalt möglicher Handlungskon- 
stellationen entspricht eine Vielfalt möglicher 
Marktergebnisse.

Wichtig ist zu erkennen, daß sich der Grad der 
Komplexität des Marktsystems im Zeitablauf ver
ändern kann und wird. Ferner ist zu beachten, daß 
eine gleichbleibende Vielfalt von Handlungskon
stellationen im Zeitablauf mit unterschiedlichen 
Konkretionen der Handlungen verbunden sein 
kann. Die Zahl der möglichen Handlungen allein 
sagt nämlich noch nichts darüber aus, woraus 
diese konkret bestehen.

Eine Vorstellung von der Komplexität eines Markt
systems gewinnt man durch folgende Überlegung. 
Angenommen, es existieren eine Million Unter
nehmen, und jedes dieser Unternehmen verfüge 
über fünf Handlungsalternativen. Dann sind im 
Prinzip 51000000 Handlungskonstellationen denkbar 
— und damit auch die gleiche Zahl verschiedener 
Marktergebnisse. Unterstellt man, daß Unterneh
men nicht nur eine Alternative wählen, sondern 
mehrere, dann werden die Größenordnungen noch 
unvorstellbarer. Daraus wird klar: Der Versuch 
anzugeben, welche der möglichen Konstellationen 
sich zu einem bestimmten Zeitpunkt herausbilden 
wird, überfordert das menschliche Erkenntnisver
mögen. Die tatsächlichen Markthandlungen sind 
durch das Zusammenwirken derart vieler Einzel
faktoren und Prozesse bedingt, die sich zudem 
noch wechselseitig beeinflussen, daß eine vo ll
ständige Erklärung oder Voraussage unmöglich 
erscheint.

Das bedeutet zugleich, daß es unmöglich ist vor
auszusagen, welche konkreten Marktergebnisse 
zu einem bestimmten Zeitpunkt im Marktsystem 
realisiert sein werden und wie sich diese konkret 
im Zeitablauf verändern werden. Eine solche vo ll
ständige Voraussage der Marktergebnisse könnte 
nur derjenige vornehmen, der wüßte, wie sich alle 
Marktteilnehmer konkret verhalten werden. Das 
aber setzte voraus, daß er das in den Plänen 
aller Marktteilnehmer enthaltene Wissen kennt. 
Dies jedoch könnte man nur für einen Prognosti
ker unterstellen, in den der Laplacesche Weltgeist 
gefahren ist. ln den Kategorien der deduktiv-no- 
mologischen Erklärung ausgedrückt: Es ist bei 
einem komplexen Marktsystem nicht möglich, ein 
überprüfbares Explanans zu finden, aus dem die 
konkreten Ergebnisse der ökonomischen Realität 
vollständig abgeleitet werden können^).

Für die praktische W ettbewerbspolitik fo lgt aus 
diesen Überlegungen z. B., daß die Kartellbehör
den bei der Bestimmung von „A Is-ob“ -Wettbe- 
werbsergebnissen wissen müßten, wie sich das 
Wissen und die darauf gründenden Pläne und

7) Vgl. H.'G. G r a f :  „Muster-Voraussagen" und „Erklärungen des 
Prinzips“ bei F. A. v. Hayek, Walter Eucken Institut, Vorträge und 
Aufsätze, Bd. 65, Tübingen 1978, S. 24.

Handlungen der W irtschaftssubjekte konkret än
dern würden, wenn „W ettbewerb“ herrschte. Sie 
müßten sich also in die Köpfe der W irtschaftssub
jekte hineinversetzen können, um das darin ent
haltene Wissen, von dem nämlich deren Verhalten 
abhängen würde, zu erlangen. Ein solcher Versuch 
ist zum Scheitern verurteilt. Es ist nämlich unmög
lich anzugeben, welches Wissen die Wirtschafts
subjekte besäßen, wenn Wettbewerb herrschte. 
Auch der Rückgriff auf Vergleichsmärkte führt 
nicht weiter. Denn es wird dabei übersehen, daß 
mit Wettbewerb die verschiedensten konkreten 
Wissens-, Plan- und Handlungskonstellationen 
verbunden sein können. Die konkreten Ergebnisse 
wettbewerblicher Marktprozesse sind durch den 
Wettbewerb als solchen nicht determ iniert. Bei 
verschiedenem Wissen und verschiedenem Lern- 
vermögen der Individuen g ibt es andere wettbe
werbliche Marktprozesse mit anderen Marktergeb
nissen.

Muster-Voraussagen

F. A. V. Hayek hat aus dem Sachverhalt, daß das 
Marktsystem ein komplexes Phänomen darstellt, 
die (einzig mögliche) erkenntnistheoretische Kon
sequenz gezogen, daß Einzel-Voraussagen von 
Marktergebnissen unmöglich sind, weil der Pro
gnostiker niemals das konkrete Wissen besitzen 
kann, das in den Plänen all derer steckt, die mit 
ihrem Handeln die Marktergebnisse im einzelnen 
bestimmen.

Die einzigen Ergebnisse, die man Voraussagen 
kann, sind die, die ein Markt als solcher, also als 
abstraktes Interaktionssystem, hervorzubringen in 
der Lage ist. Das sind gewissermaßen markt
spezifische Ergebnisse, die unabhängig davon 
sind, wie das konkrete Wissen der einzelnen 
Marktteilnehmer aussieht. Diese spezifischen Er
gebnisse „des“ Marktes sind insofern also allge
meine Marktergebnisse. Das konkrete Wissen der 
Marktteilnehmer bestimmt lediglich die individu
elle Erscheinungsform dieser Marktergebnisse. 
Die Voraussagen, die sich auf die Ergebnisse be
ziehen, die der Markt als solcher -  unabhängig 
von seinen je  konkreten Vollzugsweisen -  her
vorbringen kann, nennt F. A. v. Hayek Muster-Vor
aussagen. Der Begriff „M uster“ meint die mit 
dem Markt als solchem verbundenen Abläufe und 
Ergebnisse.

Muster-Voraussagen beruhen auf Theorien, die 
das Prinzip erklären, nach dem der Markt funktio
niert. Wenn man dieses Prinzip, seine Funktions
weise und Wirkungsweise kennt, kennt man auch 
die allgemeinen Wirkungen, die es hervorbringen 
kann. Das Prinzip manifestiert sich -  wie bei den 
üblichen Unterhaltungsspielen — in den geschrie
benen und ungeschriebenen Spielregeln. Die 
durch diese erzeugten allgemeinen Charakteristika 
der Handlungsabläufe und deren Ergebnisse las
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sen sich wissenschaftlich erl<ennen und auch Vor
aussagen. Es ist auf dieser Ebene also möglich, 
ein Explanans zu finden, in dem alle relevanten 
Randbedingungen eingesetzt werden können und 
aus dem dann die jeweiligen Muster deduzierbar 
sind. Gleiches g ilt für die Voraussage der W irkun
gen, die als Folge von Änderungen im Arrange
ment der Spielregeln zu erwarten sind.

Welche Muster-Voraussagen sind im komplexen 
Marktsystem möglich? Dem Marktsystem ist eine 
Tendenz zur Mutation („Innovation“ ), zur Selek
tion und zur Anpassung der Pläne und des diesen 
zugrunde liegenden Wissens inhärent. Wie sich 
die Mutation, die Selektion und die Anpassung im 
einzelnen vollziehen, ist nicht vorherzusagen. A ll
gemein kann gesagt werden, daß ein Zwang be
steht, der anderen Marktseite bessere M arktlei
stungen als bisher anzubieten. In der Verbesse
rung der Marktleistung liegt eine adäquate Über
lebensstrategie. A priori ist jedoch nicht zu be
stimmen, was eine bessere Marktleistung ist. Dar
über entscheiden die Tauschpartner durch Abwä
gung der Alternativen. Man weiß also erst im 
nachhinein, also zu dem Zeitpunkt, zu dem die 
Selektion sich vollzogen hat, welches die bessere 
Leistung war. Worin sich die bessere Leistung 
konkretisiert, ist nicht nur a priori nicht festste ll
bar, es ist vor allem auch durch den Markt als 
solchen nicht determ iniert. Die Verbesserung 
kann also sowohl im günstigeren Preis als auch 
in einer anderen Qualität des Produkts als auch 
in den günstigeren Konditionen liegen. Der Markt 
als solcher schreibt die jeweilige Konkretion des 
Besseren nicht vor. Er zwingt nur. Besseres zu 
bieten. Da die Menschen unterschiedliches Wissen 
besitzen, werden die Meinungen über das, was 
der Markt als bessere Leistung akzeptieren wird, 
auseinandergehen. Die Aktionsparameter werden 
demgemäß variieren. Wenn man einen Marktpro
zeß, dem ein solcher Zwang zur Leistungsverbes
serung inhärent ist, m it Wettbewerb bezeichnet, 
dann w ird deutlich, daß die von dem Kartellamt 
und anderen vertretene Hypothese, Wettbewerb 
sei nur echt, wenn er als Preiswettbewerb betrie
ben w ird (Prärogative des Preiswettbewerbs), em
pirisch fa lsifiz iert ist.

Wettbewerbspolitische Konsequenzen

Eine erste Konsequenz ergibt sich in bezug auf 
das Anspruchsniveau wettbewerbspolitischer Z ie l
setzungen. Wenn Einzel-Voraussagen nicht mög
lich sind, weil w ir die Plandaten nicht kennen kön
nen, die den Handlungen zugrunde liegen, auf
grund derer sich zukünftige konkrete Marktergeb
nisse einstellen, dann können w ir auch konkrete 
Marktergebnisse (=  individuelle Erscheinungsfor
men von Mustern) nicht zum wettbewerbspoliti
schen Ziel erheben. Denn man müßte, um ein sol

ches Ziel zu realisieren, die (subjektiven) Plan
daten der Wirtschaftssubjekte derart manipulie
ren, daß ein Handlungsgeflecht entsteht, das die 
gewünschten konkreten Marktergebnisse hervor
bringt. Es ist zu vermuten, daß bei einem kom
plexen System die für eine solche Politik notwen
digen Informationen nicht zu erlangen sind. Für 
eine Politik des Marktstrukturinterventionismus 
z. B. bedeutet dies, daß sie ihre Ziele niemals er
reichen wird, weil die Interventionisten nicht in 
der Lage sein dürften, einen Komplex, bestehend 
aus M illiarden von Variablen, derart zu manipu
lieren, daß ein konkretes Marktergebnis heraus
kommt. Ständig würde Unerwartetes eintreten (In
diz für Vielfalt), und der Staat hätte mit weiteren 
Interventionen darauf zu reagieren (Interventions
spirale).

Beachtung der Komplexität

Natürlich könnte man versuchen, die Komplexität 
-  dazu gehören auch die Ausweichmöglichkeiten 
der Wirtschaftssubjekte gegenüber wirtschaftspo
litischen Eingriffen — zu reduzieren. (In den öko
nomischen Modellen übernimmt diese Funktion 
die Geteris-paribus-Klausel. Durch sie wird die 
Vielfalt der Möglichkeiten verringert.) Dieser Ver
such läuft — systemtheoretisch gesprochen — dar
auf hinaus, aus einem komplexen System ein ein
faches zu machen. Inwieweit dies überhaupt ge
lingen kann, sei hier einmal dahingestellt. Eines 
steht jedoch fest: Dieses Vorgehen fordert einen 
erheblichen Preis, und zwar in der Form von 
Effizienz- und Freiheitsverlusten.

Wenn die W ettbewerbspolitik a) rational sein und 
b) den Markt als komplexes System nicht zerstö
ren w ill, dann muß sie dem Sachverhalt der Kom
plexität bei ihrer Zielsetzung Rechnung tragen. 
Das wettbewerbspolitische Ziel kann dann nur 
darin bestehen, gewisse Muster des Marktverlaufs 
bzw. Muster von Marktergebnissen anzustreben. 
Dazu ist lediglich das Wissen notwendig, wie der 
Markt im Prinzip funktioniert. Ansatzpunkte der 
W ettbewerbspolitik sind hier die „Spie lregeln“ . 
Von deren konkreter Ausgesaltung nämlich hängt 
es ab, welche Muster der Markt produziert.

Als zweite Konsequenz ist anzuführen: Die Wett
bewerbspolitik muß ihre Orientierung an Gleich
gewichtsmodellen aufgeben. (Auch das Konzept 
des funktionsfähigen Wettbewerbs ist ein Gleich
gewichtskonzept!) In diesen Modellen g ibt es 
nämlich keine Komplexität. Sie ist durch Ceteris- 
paribus-Klauseln hinausgeworfen worden (Reduk
tion von Komplexität). In solchen Gleichgewichts
modellen geschieht immer nur eines, und zwar 
immer dasselbe. Die Pläne sind angepaßt. Das 
Wissen ist koordiniert. Solche Modelle sind nicht 
in der Lage, die Situation realer Märkte abzubil
den und wirtschaftspolitische Anleitungen zu ver
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mitteln. Denn die Faktoren, die in den Modellen 
kraft Setzung als konstant behandelt werden, kön
nen in realen Marktprozessen gar nicht konstant 
bleiben. Und da diese Faktoren also die konkre
ten Marktprozesse und Marktergebnisse beein
flussen, müssen sich Erklärungen und Voraussa
gen, die von ihrem Einfluß abstrahieren, notwen
digerweise als falsch erweisen. Das gleiche 
Schicksal tr ifft auch die W irtschaftspolitik, die sich 
auf solche Erklärungen und Voraussagen stützt.

Die dritte Konsequenz bezieht sich auf die „k ri
tische Variable“ , die fü r die Erzeugung erwünsch
ter Muster des Marktverlaufs und der Marktergeb
nisse in der Hauptsache verantwortlich ist. Ver
steht man den Markt als evolutorischen Prozeß, 
dann liegt die „kritische Variable“ in den Voraus
setzungen für die Evolution. Wünscht man die Er
gebnisse, die ein evolutorischer Prozeß hervorzu
bringen vermag, dann muß man w irtschaftspoli
tisch dafür sorgen, daß die notwendigen Voraus
setzungen für die Evolution geschaffen, geschützt 
und gefördert werden. Mehr braucht man nicht zu 
tun. Besitzt der W irtschaftspolitiker z. B. bewährte 
Theorien darüber, daß ein Markt unter der Voraus
setzung „X “ evolutorisch ist und daß er dann die 
Entdeckung und Nutzung neuen Wissens bewirkt 
sowie zur (negativen) Selektion von Problem
lösungen führt, die auf überholtem Wissen basie
ren, und w ill der W irtschaftspolitiker all dies er
reichen, dann muß er dafür sorgen, daß erstens 
ein Markt entsteht und zweitens die Bedingung 
„X “ realisiert ist.

Schutz der Wettbewerbsfreiheit

Woher weiß der W irtschaftspolitiker aber, ob unter 
den genannten Umständen wirklich eine bestmög
liche Wissensproduktion und Wissensnutzung er
folgen? Die Antwort lautet: Er weiß, wie der 
Marktprozeß unter der Bedingung „X “ funktio
niert. Deshalb kann er davon ausgehen, daß die 
von ihm gewünschten Wirkungen auch tatsächlich

eintreten. Der W irtschaftspolitiker muß sich also 
z. B. nicht erst alles Wissen der W irtschaftssub
jekte aneignen und dann fragen, ob es bestmög
lich genutzt wurde. Er kann auf die Funktions
weise des Nutzungsverfahrens vertrauen. Unter
ste llt man die Hypothese, daß der materielle 
Wohlstand einer Gesellschaft positiv korreliert ist 
a) m it dem Umfang und der Qualität des Wissens 
der M itglieder dieser Gesellschaft, b) m it dem 
Grad der Nutzung dieses Wissens und c) mit der 
(negativen) Selektion von Problemlösungen, die 
auf überholtem Wissen aufbauen, dann w ird man 
die Voraussage wagen können, daß mit einem 
evolutorischen Marktprozeß auch eine Verbesse
rung des materiellen Wohlstands einer Gesell
schaft verbunden ist.

Die vierte Konsequenz fo lgt aus der Antwort auf 
die Frage, was unter der „kritischen Variablen“ 
„X “ zu verstehen ist. „X “ meint die Wettbewerbs
freiheit. W ettbewerbsfreiheit bedeutet Freiheit der 
Wissensnutzung, Freiheit der Wissensselektion, 
Freiheit der Wissenssuche, Freiheit der Wissens
entdeckung. Nur bei Wettbewerbsfreiheit kann 
sich der evolutorische Prozeß, also die Anpassung 
der Pläne, vollziehen. Nur bei W ettbewerbsfreiheit 
g ib t es Mutation (=  Innovation), Selektion und 
Anpassung. Im Schutz und in der Förderung der 
W ettbewerbsfreiheit besteht also das zentrale 
w irtschaftspolitische Ziel, wenn man einen evolu
torischen Marktprozeß und damit Wohlstand für 
alle haben möchte. Schützt man die Wettbewerbs
freiheit, dann schützt man die Freiheit der Wis
sensvermehrung und Wissensnutzung, damit aber 
auch die Freiheit, V ie lfalt zu produzieren. Damit 
w ird deutlich, daß die Freiheit eine wesentliche 
Voraussetzung von Komplexität ist. Außerdem gilt, 
daß die Vie lfalt von Verhaltensmöglichkeiten einen 
Garanten von Freiheit darstellt®). Freiheit und 
Komplexität stehen somit in Wechselbeziehung.

8) Vgl. dazu E. H e u ß ;  Freiheit und Ungewißheit, in : ORDO, 
XV/XVI, 1965, S. 43 ff.; E. W i l l e :  Freiheit und Information, in: 
ORDO, XXII, 1971, S. 159 ff.
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